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151. Kundmachung: Geltungsbereich des Statuts der Haager Konferenz für Internationales Privat-
recht

152. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die internationale
Geltung von Strafurteilen

153. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über Staatsangehörig-
keit

151. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Statuts der
Haager Konferenz für Internationales Privatrecht

Nach Mitteilungen der Niederländischen Regierung haben folgende weitere Staaten ihre
Beitrittsurkunden zum Statut der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht (BGBl. Nr. 21/1967,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 102/2001) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Beitrittsurkunde:

Georgien 28. Mai 2001
Jordanien 13. Juni 2001

Georgien hat gemäß Art. 6 des Statuts das „Ministry of Justice of Georgia“ als das innerstaatliche
Organ bestimmt.

Ferner hat Jugoslawien am 1. Mai 2001 erklärt, sich auch weiterhin an das Statut gebunden zu
erachten und ist rückwirkend mit 26. April 2001 Mitglied der Haager Konferenz für Internationales
Privatrecht geworden.

Schüssel

152. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die internationale Geltung von Strafurteilen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Estland am 25. April 2001 seine Rati-
fikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die internationale Geltung von Strafurteilen
(BGBl. Nr. 249/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 151/2000) hinterlegt.

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Estland nachstehende Erklärung abgegeben
bzw. Vorbehalte erklärt:

Erklärung:

Gemäß Art. 19 Abs. 2 des Übereinkommens erklärt Estland, dass es verlangt, dass Ersuchen und die
beigefügten Schriftstücke mit einer Übersetzung ins Estnische oder Englische versehen sein müssen.

Vorbehalte:

Gemäß Art. 61 Abs. 1 des Übereinkommens behält sich Estland das Recht vor:
a) die Vollstreckung einer Sanktion wegen einer Handlung abzulehnen, die nach dem Recht der

Republik Estland nur von einer Verwaltungsbehörde behandelt werden könnte;
b) die Vollstreckung eines Europäischen Strafurteils abzulehnen, das die Behörden des ersuchen-

den Staates zu einem Zeitpunkt erlassen haben, in dem das Strafverfahren wegen der durch das
Urteil bestraften Handlung nach dem Recht der Republik Estland infolge Verjährung ausge-
schlossen gewesen wäre;
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c) die Vollstreckung von Sanktionen, die in Abwesenheit erlassen worden sind, und von „Straf-
verfügungen“ abzulehnen.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs zufolge hat Schweden am 24. November 2000 die
anlässlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde abgegebene Erklärung zu Art. 15 Abs. 3 *)
zurückgezogen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 249/1980

Schüssel

153. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über Staatsangehörigkeit

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats haben die Niederlande am 21. März 2001 ihre
Annahmeurkunde zum Europäischen Übereinkommen über Staatsangehörigkeit (BGBl. III Nr. 39/2000)
hinterlegt.

Anlässlich der Hinterlegung der Annahmeurkunde haben die Niederlande nachstehende Erklärungen
abgegeben:

Die Niederlande nehmen das Übereinkommen für das Königreich in Europa, die Niederländischen
Antillen und Aruba an.

Zu Art. 7 Abs. 2 des Übereinkommens erklären die Niederlande, dass diese Bestimmung den Verlust
der niederländischen Staatsbürgerschaft eines Kindes mit einschließt, dessen Eltern die niederländische
Staatsbürgerschaft entsprechend Art. 8 des Übereinkommens aufgeben.

Schüssel


